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Geleitwort

Durch die Einführung der Gesellschaft mit beschränkter Berufshaftung (§ 8
Abs. 4 PartGG) eröffnet der Gesetzgeber den freiberuflich Tätigen einen neuen
Weg zur Beschränkung der persönlichen Gesellschafterhaftung. Dass dabei der
Abschluss einer Haftpflichtversicherung an die Stelle der persönlichen Verant-
wortung tritt, ist im deutschen Gesellschaftsrecht bislang ohne Vorbild und wirft
zahlreiche Fragen auf. Dem stellt sich die Arbeit von Antje Schumacher in außer-
gewöhnlicher Weise. Das Werk geht auf alle bislang bekannten Fragestellungen
ein und antizipiert darüber hinaus zahlreiche noch nicht erörterte Konflikte. So
erfährt der Leser zu praktisch jedem bekannten Haftungsinstitut des Zivilrechts,
ob es § 8 Abs. 4 PartGG unterfällt, wird umfassend über das Schicksal von Alt-
haftungsfällen bei Rechtsformwechsel und Verschmelzung unterrichtet und lernt
alles zu Umfang und Folgen des Einwendungsausschlusses bei einem kranken
Versicherungsverhältnis. Durch sichere Beherrschung der Prinzipien des anwalt-
lichen Berufsrechts, des Gesellschafts- und Versicherungsrechts gelangt Schu-
macher dabei insgesamt zu sachkundigen und durchdachten Lösungen, an denen
Wissenschaft und Praxis werden Maß nehmen müssen. Ich wünsche dem Buch
entsprechend viel Erfolg!

Mainz, im September 2014 Jürgen Oechsler





Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2014 vom Fachbereich
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
als Dissertation angenommen.

Ganz herzlich möchte ich mich bei meinem Doktorvater Herrn Univ.-Professor
Dr. Jürgen Oechsler für seine herausragende Förderung und freundliche Unter-
stützung bedanken. Dank seiner fundierten Anregungen schrieb ich stets mit
Freude und Motivation an meiner Arbeit. Herrn Univ.-Prof. Dr. Dirk A. Verse
danke ich für die zügige Erstellung des Zweitgutachtens und für die Aufnahme
der Arbeit in die von ihm, Herrn Univ.-Prof. Dr. Peter O. Mülbert und Herrn
Univ.-Prof. Dr. Uwe H. Schneider herausgegebene Schriftenreihe. Zur Qualität
der vorliegenden Arbeit trug insbesondere auch die hervorragende gesellschafts-
rechtliche Ausbildung bei Herrn Dr. Christian Decher und Herrn Dr. Thomas
Bücker bei, denen ich an dieser Stelle herzlich dafür danke.

Zu Dank verpflichtet bin ich weiterhin allen Freunden und Verwandten, die
mir während der Zeit meiner Dissertation zur Seite gestanden haben. Insbeson-
dere die kritische Durchsicht meines Manuskripts durch meine liebe Freundin
Christina Schröder sowie meine geschätzte Schwester Diana Schumacher war
eine hilfreiche Unterstützung. Nicht zu vergessen ist auch der Dank an Dr. Sven
Greulich, welcher nicht nur mit seinen treffsicheren Hinweisen, sondern auch mit
der Weitergabe seiner Lieblingsallegorie „per aspera ad astras“ zum Gelingen der
Arbeit beitrug.

Besondere Ermutigung und das nötige Durchhaltevermögen schenkte mir nicht
zuletzt meine bessere Hälfte Björn Oswald. Herzlichen Dank dafür an dieser
Stelle! Größter Dank gilt schließlich meinen verehrten Eltern Richard und Bar-
bara Schumacher, die mich auch schon vor der Zeit meiner Promotion liebevoll
unterstützten und die mir bis heute mit Rat und Tat zur Seite stehen. Ihnen sei
diese Arbeit gewidmet.

Frankfurt, im August 2014 Antje Schumacher
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Einleitung

A. Ausgangslage

I. Ursprünge der PartG mbB

Mit der Verabschiedung des Partnerschaftsgesellschaftsgesetzes durch den
Deutschen Bundestag wurde am 27.05.1994 die Basis für die hier behandelte
PartG mbB gelegt.1 Damals erweiterte die PartG als neue Rechtsform für Freibe-
rufler den Numerus clausus des Gesellschaftsrechts.2 Schon hier argumentierte
man, dass die GbR den Bedürfnissen größerer professioneller Zusammenschlüsse
nicht mehr gerecht werde und dass sich auch die freien Berufe gegenüber der
internationalen Konkurrenz behaupten müssten. Die Gesellschaft sollte als mo-
derne, flexible und rechtssichere Organisationsform den Erfordernissen der Pra-
xis gerecht werden.3

Dem Gesetz ist eine Vielzahl von Entwürfen vorausgegangen,4 erste Anstöße
gab es aber schon in den 60er-Jahren des letzten Jahrhunderts.5 Insbesondere
wurde die Gesellschaft anfänglich noch als juristische Person mit einer generel-
len Haftungsbeschränkung auf 500.000 DM pro Schadensfall und der gekoppel-
ten Pflicht, eine Haftpflichtversicherung in dieser Höhe abzuschließen, konzi-
piert.6 Schon hier dachte man also über ein versicherungsrechtliches Junktim
zum Schutze der Gläubiger nach. Letztlich wurde die PartG aber als Personenge-
sellschaft geboren und die summenmäßige Haftungsbeschränkung aufgegeben.7

Lediglich § 8 Abs. 2 PartGG a. F. sah vor, dass die persönliche Partnerhaftung
vertraglich durch AGB auf denjenigen beschränkt werden könne, der die beruf-
liche Leistung zu erbringen hatte.8 Eine wesentliche, haftungsprivilegierende

1 BGBl. I, S. 1744 ff.
2 Kilian/Seibert, in: Kilian, Einl. Rdnr. 1; Schmidt, NJW 1995, 1 (7).
3 BT-Drucks. 12/6152, S. 7; vgl. auch Eigner, S. 325; Lenz, in: Meilicke/Graf

v. Westphalen/Hoffmann/Lenz, § 1 Rdnr. 3; Seibert/Stoldt, S. 40 f.
4 Etwa aus den Jahren 1971, 1975 und 1976; ausführlich Elkemann-Reusch, S. 3 ff.;

vgl. auch Michalski/Römermann, Einl. Rdnr. 6 ff.; Salger, in: MünchHdb, § 36 Rdnr. 1.
5 Volmer, StB 1967, 25 (25 ff.): Gesetzesvorschlag zur Gesellschaftsform für Freibe-

rufler sui generis, in weitestgehender Übereinstimmung mit der OHG; vgl. auch Schä-
fer, in: Ulmer/Schäfer, Vor § 1 PartGG Rdnr. 1.

6 Henssler, Einl. Rdnr. 2; Michalski/Römermann, Einl. Rdnr. 6.
7 Vgl. Michalski/Römermann, Einl. Rdnr. 9.
8 BT-Drucks. 12/6152, S. 5.



Sonderregel – insbesondere in Abgrenzung zur kaufmännischen OHG oder zur
GbR – war damit aber nicht gefunden.9

Erst mit dem Gesetz zur Änderung des Umwandlungsgesetzes, des Partner-
schaftsgesellschaftsgesetzes und anderer Gesetze vom 01.08.199810 wurde durch
einen neuen § 8 Abs. 2 PartGG eine Beschränkung der Haftung auf den Han-
delnden eingeführt, die per legem Geltung beansprucht11 und die noch bis heute
Bestand hat. Dadurch sollten die durch die ursprüngliche Fassung nicht erreich-
ten Ausgangsziele mit dem Gedanken ermöglicht werden, dass eine persönliche
Haftung einer Vielzahl von Partnern – auch im Vergleich zur Haftungssituation
des Mandanten gegenüber einem Einzelanwalt – nicht erforderlich ist.12

II. Unzureichende Wirkung durch § 8 Abs. 2 PartGG allein

Blickt man kritisch auf die eingeführte Handelndenhaftung, so wird man
schnell zu dem Ergebnis kommen, dass diese vor 15 Jahren gefundene und wahr-
scheinlich schon damals nicht ausreichende Regelung in § 8 Abs. 2 PartGG
zumindest in der Berufspraxis de dato, in der die Anwaltsgesellschaften eine
gewisse Größenordnung erreichen, Arbeitsteilung innerhalb spezialisierter Teams
stattfindet und es an Geschäftsverteilungsplänen zur Überwachung angestellter
Anwälte fehlt, nicht mehr zeitgemäß ist.13 Das deutsche Recht stellt momentan
keine Organisationsform für Freiberufler – denen die GmbH & Co. KG mangels
Kaufmannseigenschaft versagt ist14 – zur Verfügung, die den Haftungsrisiken aus
zunehmender Globalisierung, Spezialisierung (auch in mittelständischen Kanz-
leien) und den enormen Wirksamkeitsrisiken von in der Höhe nach beschränkten,
vertraglichen Haftungsausschlüssen gerecht werden würde.15

Diese Situation wird in Zeiten, in denen Rechtsanwälte vermehrt in Anspruch
genommen werden,16 noch dadurch verschärft, dass der BGH in seiner neuesten
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9 Römermann, AnwBl 2012, 288 bezeichnet die Regelung als „lamentabel“ und
„Scheinlösung“ und ders. in NJW 2013, 2305 als „Placebo“; vgl. auch Hirtz, in: Henss-
ler/Strohn, § 1 PartGG Rdnr. 1.

10 BGBl. I, S. 1878.
11 Vgl. BT-Drucks. 13/9820, S. 21 f.; Kilian/Seibert, in: Kilian, Einl. Rdnr. 2.
12 BT-Drucks. 13/9820, S. 21.
13 Barth/Poppelbaum, JUVE Rechtsmarkt 2011, 48 (49) bezeichnen die PartG des-

halb als „teamfeindlich“; s. auch Budras, Anwbl Karriere 2013, 6; Hahn/Naumann,
WM 2012, 1756 (1757); Kazemi, A. S. 2; Leuering, ZIP 2012, 1112 (1113); Linardatos,
VersR 2013, 1488; Schäfer, in: Ulmer/Schäfer, § 8 PartGG Rdnr. 4a; Schnellenberg,
AnwBl 2013, M151; Schumm, StuB 2012, 287; Stadler, BT-PlPr. 17/195 S. 23583A.

14 Vgl. BGH, Beschl. v. 18.12.2011 – AnwZ (Brfg) 18/10, NJW 2011, 3036; Kreße,
NJ 2013, 45 (48).

15 Vgl. Ewer, AnwBl 2012, 857; Kreße, NJ 2013, 45 (48); Petermann, BT-PlPr. 17/
195 S. 23581; Posegga, DStR 2012, 611; Römermann, NJW 2013, 2305.



Rechtsprechung zu § 8 Abs. 2 PartGG den Kreis der mit dem Mandat befassten
Partner extrem weit zieht und selbst auf Fehler ausdehnt, die vor Eintritt in die
Gesellschaft begangen wurden, wenn diese nicht mehr korrigiert werden kön-
nen.17 Dadurch läuft die gerade für Freiberufler vorgesehene, besondere Haf-
tungsbeschränkung – insbesondere in den immer größer werdenden Teams – aber
quasi ins Leere.18

Diese Lücke soll – ganz im Sinne der Initiative „Law – made in Germany“19

und zur Förderung des Standorts Deutschlands – auch deshalb durch eine natio-
nale Regelung geschlossen werden, um in direkte Konkurrenz zur englischen
Limited Liability Partnership zu treten,20 in deren Rechtsform mittlerweile viele
größere Kanzleien – ungeachtet der damit einhergehenden Nachteile und Risi-
ken21 – gewechselt sind. Entscheidende Triebfeder für die neue Gesellschafts-
form war wohl letztlich auch die Umwandlung einer (ur-)deutschen Großkanzlei
in die englische Rechtsform der LLP.22 Aus diesem Grunde machen sich insbe-
sondere die deutschen Anwaltsverbände seit mehr als zwei Jahren für die Einfüh-
rung der PartG mbB stark.23

III. Inhalt und Gang des Gesetzgebungsverfahrens
zur Einführung der PartG mbB

Am 15.02.2012 legte das Bundesministerium der Justiz erstmals einen Refe-
rentenentwurf für ein Gesetz zur Einführung einer Partnerschaftsgesellschaft mit
beschränkter Berufshaftung und zur Änderung des Berufsrechts der Rechtsan-
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16 Vgl. Schlie, Berufshaftpflichtversicherung, S. 40; nach Turpeinen, S. 195 produ-
zierte jeder Anwalt bereits Mitte der 80-Jahre alle drei Jahre einen Haftungsfall.

17 BGH, Urt. v. 19.11.2009 – IX ZR 12/09, NJW 2010, 1360 (1362); vgl. BT-Drucks.
17/13944, S. 19; Ewer, AnwBl 2013, 634; Römermann/Praß, NZG 2012, 601 (602).

18 Ewer, AnwBl 2012, 857; Friedel, AnwZert HaGesR 2012, Anm. 1; Schmidt-Keße-
ler, DStZ 2012, 741; Willerscheid, NWB 2013, 2490 (2491).

19 Ewer, AnwBl 2012, 857.
20 Vgl. BT-Drucks. 17/10487, S. 13 f.; vgl. auch Ewer, AnwBl 2013, 484; Kinder-

mann, AnwBl 2013, M235.
21 Auf längere Sicht hin könnten sich fehlende Zuständigkeiten deutscher Gerichte,

das Erfordernis zur Offenlegung gegenüber dem „Registrar of Companies“, die Pflicht
des Jahresabschlusses nach US-GAAP sowie die mangelnde Vertrautheit mit dem eng-
lischen Recht insgesamt ungünstig auswirken, vgl. Schnittker/Bank, LLP, Rdnr. 260 ff.;
auch ist noch nicht sicher, ob die im englischen Recht bekannte quasi-deliktische Haf-
tung auch in Deutschland zur Haftung (etwa durch Anpassung) führt; vgl. ausführlich
zur Diskussion Henssler/Mansel, NJW 2007, 1393 (1396 f.); Kreße, NJ 2013, 45 (48);
Steck/Kilian, in: Henssler/Streck, G Rdnr. 114; Römermann/Dibbelt, HFR 2013, 38
(40); Triebel/Silny, NJW 2008, 1034 (1035).

22 Barth/Poppelbaum, JUVE Rechtsmarkt 2011, 48; Ewer, AnwBl 2012, 857.
23 Erste Diskussionen dazu gab es bereits auf dem Deutschen Juristentag im Herbst

2012, Barth, JUVE Rechtsmarkt 2013, 40 (42).


